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nderung Die angenommene SVP-initiative sorgte gestern 
~ige Diskussionen und wüste Beschimpfungen 

!NE TRUTIMANN, BRÜSSEL 

ttte über die Beziehungen 
der EU un d der Schweiz ist 
lament ziemlich entgleist, 
~er mit dem Schweizer Ab
:svotum als mit den EU-in
mpfen vor den anstehen
nentswahlen zu tun haben 
reits beim Eingangsvotum 
a:ftigungskommissar Laszlo 
ingte sich der italienische 
=te Mario Borghezio von 
Nord mit einer Schweizer 
das Rednerpult - wild ges

d und «Es reicht mit der eu
J. DiktatUDl sowie «Svizzera 
II"eiend vor das Rednerpult. 
rmsprasident verwies ihn 
aal, was bei seinen rechten 
llegen Missfallen auslõste. 
>rghezio, der am rechten 
.ega Nord politisiert, ist un- . 
em bekannt, dass er die 
norwegischen Attentaters 

bte, in Turin Zelte von ún
Brüdce schlafenden Ob

anzündete und von der Po
raubünden · 2011 verhaftet 
)rãr aus dem Kanton ausge
rrde, weil er an die Bilder-

berg-Tagung im Suvretta-Haus in St. 
Moritz eindringen wollte. 

«S:i.e werden auf Knien kommen» 
An der kurzen Debatte sorgte der 

Grüne Daniel Cohn-Bendit fiir weite
re Aggressivitat. So behauptete er, 
dass das Abstimmungsvotum dazu 
führe, dass die Schweiz nun wieder 
so dastehe wie vor Abschluss der bila
teralen Vertrãge. Aufgrund der star
ken wirtschaftlichen Verflechtung 
würden die Schweizer «auf Knien zu 
uns kommen und sehen, dass sie Eu
ropa einfach brauchem. Zwischenru
fe aus der ultrarechten Edce quittier
te er mit Ausdrüdcen wie «Crétins» 
(«Dummkõpfe) und «<diots», was ihm 
einen ausdrücklichen Verweis des 
Plenumsprãsidenten eintrug. 

Der Prasident der sozialdemokrati
schen Fraktion, Hannes Swoboda, 
wunderte sich, dass sich EU-Parla
mentarier darüber freuen ki:innten, 
dass Personen aus der EU vom 
Schweizer Arbeitsmarkt ausgeschlos~ 

· sen werden kõnnen. Der Õsterrei
cher verwies femer darauf, dass die 
Schweiz <runser Geld will, zur Steuer
flucht verhilft, aber unsere Arbeit
nehmer nicht akzeptierbl. 

Als Vertreterin der Konservativen 
betonte Mairead McGuiness, dass die 
Schweiz nicht erwarten kõnne, dass 
sich die EU als Partner beuge, da 
Quoten nicht mit der Personenfreizü
gigkeit vereinbar sei en. 

Der Liberale Pat Gallagher, der die 
für die Beziehungen mit der Schweiz 
zustandige Parlamentsdelegation 
prasidiert, zeigte sich enttauscht von 
der Schweiz. Die EU wolle keine Ver
geltung, aber eine deutliche Bot
schaft. Dabei erwãhnte er, dass die 
Türkei und Israel beim EU-For
schungsabkommen mitmachen, oh
ne dass fiir sie die Personenfreizügig
keit gilt. Die Alction des Lega-Abge
ordneten bezeichnete der Ire als 
«nicht sehr hilfreich». 

Neben den lauten, t\ills extremen 
oder selbstgerechten Stimmen gingen 
die differenzierteren Voten in der De
batte linter. So verwies die britische 
Konservative Jacqueline Foster darauf, 
dass man bei der Einwanderungsde
batte stãrker auf die Menschen in den 
betroffenen Quartieren hõren sollte. 
Die Zukun:ft der bilateralen Beziehun
gen, von denen beide Seiten profitier
ten, müsse sehr sorgfãltig und mit Ru
he analysiert werden. 

iebekundung: Der italienische Abgeordnete Mario Borghezio mit Schweizer Fahne. SCREENSHOT SRF 

durchleuchtet 
:tbepraxis 
T Stadtregierung will wis
~s zu den vielen Missbrãu
ier Vermietung von verbil
ltischen Wohnungen kom
lte. Der Gemeinderat hat 
ieschlossen, eine exteme 
.ung einzuleiten. Der Ge
: nahm von den Resultaten 
rprüfung der Mietverhãlt
Befremden» Kenntnis, wie 
:woch mitteilte. Es sei inalc
iass mehr als die Hãlfte der 
;ten Wohnungen über Jah-

Energiepolitik Der Bundesrat 
ortet Mangel im lnitiativtext. 
Zudem seien die von den lniti
anten geforderten Ziele bereits 
in der Energiestrategie 2050 
berücksichtigt. 

VON MAJA BRINER (SDA) 

Die Stromeffizienz-Initiative ver
langt, dass der Stromverbrauch in 
der Schweiz dank Effizienzmassnah-

vorschlagt, den Pro:Kopf-Stromendver
brauch bis ins Jalrr 2035 gegenüber 
demJahr 2000 um 13 Prozent zu redu
zieren. Dieses Ziel sei mit demjenigen 
der Stromeffizienz-Initiative vergleich
bar, urteilt die Regierung. 

Allerdings muss das Parlament 
noch darüber beraten - und Wider
stand zeichnet sich bereits ab: Die vor
bereitende Kommission des National
rats hatte im Januar entschieden, 
ebendieses Verbrauchsziel aus der Vor
lage zu streichen. Prognosen auf so 
lange Frist seien unzuverlãssig, befand 
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Bildung Na eh d em J a z ur Mas
seneinwanderungsinitiative 
wird die Schweiz von internatio
nalen Hochschulprogrammen 
ausgeschlossen. 

VON BEN NO LICHTSTEINER UND DANIEU\ I<ARST 

Der Verband der Schweizer Studie
rendenschaften der Schweiz (VSS) ist 
«schockiert» über das von der EU be
schlossene Aus für das Studentenaus
tauschprogramm Erasmus+ und das 
Forschungsprogramm «Horizon 
2020ll fiir 2014/15. Der VSS erldãrte, 
dies bedeute «den vorlãufigen Tod für 
die intemationale Dimension der 
Schweizer Hochschullandschaft». 

«Mit der Sistierung dieser Vertrãg~ 
sieht eine erste Generation von Sm
dierenden die Intemationale Dimen
sion ilrrer Bildung geopfert. Wir hof
fen, dass ilrr nicht weitere folgen 
werdem, érldãrte VSS-Vorstandsmit
glied Tatiana Armuna gestem in ei
ner Mittei}ung. 

EU-Nichtm:i.tglied wie jedes andere 
Der YSS .kõnne «nicht tolerieren, 

dass Bildung und Forschung auf dem 
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2015 wieder an «Erasmus+ll teilneh
menkann. 

In der Zwischenzeit arbeite die 
Schweiz an einer Übergangslõsung. 
Es seijedoch :iricht weit hergeholt an
zunehmen, dass diese Überbrückung 
ãlmlich gestaltet sein werde wie vor 
2011. Damals war die Schweiz nur in
direkt an der Studierendenmobilitãt 
der EU beteiligt. 

Unabsehbare Foligen 
Konsequen,zen kündigte Andor 

auch fürs Forschungsprogramm «Ho
rizon 2020ll an. Weil es kein gültiges 
intemationales Abkommen gebe, 
werde die Schweiz 2014 auch hier 
nicht mehr als «assozüertes Landll, 
sondem nur noch als Drittland teil
nehmen, sag.:e er. Schweizer Projekt
vorschlãge würden entsprechend be
handelt. 

Damit ist unter anderem das 
Schicksal des milliardenschweren · 
EU-Forschungsprojekts «Human 
Brain Projed:ll offen. Dieses wird von 
der ETH Lausanne geleitet. Die Fol
gen seien noch nicht absehbar, sagte 
dazu der Kommunikationschef des 
Eidgeni:issischen Wirtschaftsdeparte
ments, Rudolf Christen, auf Nachfra

Altar der politi
schen Verhandlun
gen geopfert wer
dem. Er «fordert die 
Entscheidungstra
ger der Schweiz 
und Europas auf, al
les zu unterneh-

Gaétal'll laggrer, 
Staatssekretariat füJr Bildung 

ge der Nachrichten
agentur SDA. EU
Kommissar Andor 
betonte, dass die 
Schweizer Beteili
gung an den beiden 
Programmen mit 
der Ausdehnung 

men, um den euro-
pãischen Hochschulraum nicht zu 
schãdigen». Er rief deshalb die Stu
dierenden zu einer Demonstration 
am 1. Mãrz.auf. 

Die Schweiz habe nach der Ausset
zung der Verhandlungen mit Brüssel 
die Fristen für die Projekteingaben 
für das Studienjalrr 2014/15 veipasst, 
sagte EU-Soziallcommissar Làszló An
dor gestem bei einer Debatte vor 
dem EU-Parlament über die Konse
quenzen der Schweizer Abstimmung. 
Das bedeute, dass die Beteiligung der 
Schweiz at""l «Erasmus +» auf eine Ko
operation besdrrankt werde, wie sie 
auch für alle anderen Nicht-EU-Staa
tengelte. 

«Aus den Projekteingaben für 2014 
sind wir defuJ.itiv draussen», bestãtig
te Gaétan Lagger, stellvertretender 
Leiter Internationale Bildungspro
gramme beim Staatssekretariat für 
Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI). Da die Verhandlungen über 
«Erasmus+» seit der Vollcsabstim
mung vom 9. Februar auf Eis gelegt 
seien, kõnnten sie nicht abgeschlos
sen werden. Das aber ware die Bedin
gung für eine Teilnahme der Schweiz 
an den Projekteingaben 2014 gewe
sen.. Lagger hofft, dass die Schweiz 

-
ren und die notwendige Optimierung 
der Gesamtenergieeffizienz verhin
dem, argumentiert der Bundesrat. 

Er stõrt sich zudem daran, dass die 
Initianten das Effizienzziel in der 
Verfassung verankem wollen. Dies 
ist aus Sicht der Regierung der fal-

der Personenfreizü
gigkeit auf Kroatien verbunden sei. 
Solange die Schweiz das Protokoll 
nicht untersdrreibe, kõnnten die 
Verhandlungen nicht fortgeführt 
werden. · 

Die Position der EU-Kollli"'lission 
sei ldar: «Wir ki:innen keine unter
schiedlichen Behandlungen unserer 
Mitgliedstaaten alczeptieren», sagte 
Andor. Die Schweiz habe angedeutet, 
dass sie ilrre intemen Beratungen bis 
Anfang April abschliessen werde. 
«Wir müssen das schnell wissem, 
sagte Andor. «Business as usual» sei 
keine Option. 

«Der vodãufige Tod» 
Der Bundesrat liess verlauten, er 

arbeite weiter daran, «auch im Kon
takt mit der EU den Beschluss der 
Schweizer Stimmbürger und Stimm
bürgerinnen koordiniert. im Interes
se der betro:ffenen Personen egal ob 
schweizerischer oder europãischer 
Nationalitat umzusetzen». 

Der Verband der Schweizer Stu
dierendenschaften der Schweiz er
ldarte weiter, dies bedeute «den vor
laufigen Tod für die intemationale 
Dimension. der Schweizer Hoch
schullat""ldschaft». 

Rahmeri der heutigen nationalen 
Energiepolitik ein wichtiges Ziel dar, 
heisst es in der Botschaft 

Die Volksinitiative «Für eine si
chere und wirtschaftliche Strom
versorgung» war im Mai 2013 mit 
knapp 110 000 gültigen Unterschrif
ten von einem überparteilichen Ko
mitee · eingereicht worden. Die 
grõssten Effizienzpotenziale ortet 
das Initiativkomitee bei der Be
leuchtung un d bei industriellen An
wendungen. 

Nach den Angaben des Komitees 
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